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Mephistos Plan
USA Kann Donald Trump das Land zu einer Autokratie umbauen? Widerstand walzt 
er nieder, als könnte er die ganze Welt verändern. Er folgt den Ideen seines 
Chefstrategen: Der Populist Stephen Bannon ist jetzt der gefährlichste Mann Amerikas.



Wer eine Ahnung davon be-
kommen will, was der Welt
bevorstehen kann, der sollte
wissen, was Stephen Bannon

denkt. Er ist ein kräftiger Mann mit vollem
Haar, immer noch, mit seinen 63 Jahren.
Sein Blick ist klar und wach, er kneift oft
den Mund zusammen, bis man die Lippen
nicht mehr sieht, wie ein Straßenkämpfer.
Jetzt im Weißen Haus zieht er sogar ein
Sakko an. Zuvor zeigte er dem feinen Wa-
shington seine Verachtung, indem er in
kurzen, ausgebeulten Cargo-Hosen durch
die Hauptstadt ging, unrasiert, zottelig.

Im November 2013 besuchte der Histo-
riker Ronald Radosh den Multimillionär
Bannon in dessen Stadtvilla, nicht weit
vom Kapitol. Die beiden standen vor ei-
nem Foto: Bannons Tochter Maureen, eine
Elite soldatin mit Maschinengewehr, auf
dem ehemaligen Goldthron von Saddam
Hussein im Irak. Bannon war damals Chef
der rechten Propaganda-Website Breitbart,
die beiden redeten über seine politischen
Ziele. Und dann sagte Bannon: „Ich bin
Leninist.“ 

Der Historiker reagierte verdattert. Ban-
non erklärte: „Lenin wollte den Staat zer-
stören. Das ist auch mein Ziel. Ich will
alles zum Einsturz bringen und das ganze
Establishment zerstören.“ Er meinte die
Demokratische Partei, die Medien, aber
auch die Republikaner. 

Radosh schrieb seine Erinnerungen an
das Treffen für das Nachrichtenportal The
Daily Beast auf, und dort redeten bald
auch ehemalige Vertraute über Bannons
Gedankenwelt. „Steve ist ein Militarist, er
liebt den Krieg, es ist fast wie Poesie für
ihn“, so seine Exkollegin Julia Jones. Bei
Bannon daheim hätten überall Kriegs -
bücher herumgelegen: „Er studierte das
durch alle Zeiten, Griechenland, Rom.
Jede Schlacht, jeden Krieg.“ Er wolle „nie-
mals aufgeben, sich niemals entschuldigen,
niemals Schwäche zeigen“. Bannon lebe
in „einer Welt, in der es immer High Noon
am O. K. Corral ist“. 

Das Buch „Die Kunst des Krieges“ des
Chinesen Sun Tzu (circa 500 vor Christus)
sei eines seiner Lieblingsbücher, die indi-
sche Bhagavadgita ein anderes. In dem ural-
ten Epos geht es um eine Endzeitschlacht:
Ein Fürstensohn kämpft um sein Reich, das
ihm zu Unrecht entrissen wurde. Krishna –
in einer Inkarnation – peitscht ihn voran,
wenn er schwach wird, wenn Skrupel ihn
plagen. Und dann fährt Krishna ihn im
Kampfwagen ins Gemetzel.

Am Montag hat Donald Trump seinen
bisherigen Wahlkampfmanager Bannon,
inzwischen politischer Chefstratege im
Weißen Haus, auch noch zum ständigen

* Von links: Stabschef Reince Priebus, Vizepräsident
Mike Pence, Berater Stephen Bannon, Regierungsspre-
cher Sean Spicer, Sicherheitsberater Michael D. Flynn.
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Mitglied im Nationalen Sicherheitsrat er-
nannt. „Das ist das furchtbarste Ding, das
jemals passiert ist“, sagt ein ehemaliger
Bannon-Vertrauter. Die wichtigste Runde
der Regierung berät neben vielen anderen
Aspekten der nationalen Sicherheit über
Krieg und Frieden. 

Noch vor Monaten prophezeite Bannon:
„In fünf bis zehn Jahren werden wir einen
Krieg im Südchinesischen Meer führen“ –
gegen China. China ist Atommacht. Und
dazu, so Bannon, werde es noch einen wei-
teren Krieg geben, im Nahen Osten.

Bannons Berufung in den Nationalen Si-
cherheitsrat war eine von vielen radikalen
Entscheidungen der letzten Tage, die Ame-
rika und den Rest der Welt verändern. Die
meisten Entscheidungen tragen Bannons
Handschrift. 

Gemeinsam greifen Trump und Bannon
seit dem 20. Januar Institutionen der De-
mokratie an. Trump beginnt, umgeben von
einem sehr kleinen Zirkel Vertrauter, eine
Revolution. Sie soll Amerika wieder groß
machen, wie einst, als es mehr Grenzen
gab, als Frauen noch gehorchten und die
USA stark waren und gefürchtet – so sieht
Bannon das. 

Dieses neue alte Amerika hat in den ver-
gangenen zwei Wochen erschreckend deut-
lich Gestalt angenommen, die Konturen
der Präsidentschaft werden klarer, die
 Methoden sichtbar: Trump wirbt nicht für
seine Vorhaben, er versucht auch nicht zu
überzeugen. Er verfügt, er bestimmt, er
herrscht wie ein Autokrat. Und er treibt
Amerika weiter auseinander. Es werden
neue Gräben ausgehoben, der Kampf hat
begonnen, und es ist nicht nur ein Kultur-
kampf. Es wird nicht mehr nur um Fake
News gestritten, falsche Fakten, Trumps
Lügen etwa, es geht nun in die nächste
Runde, es geht um politisches Handeln,
um einen starken Nationalismus. 

Präsident Trump handelt ganz in Ban-
nons Sinne. Einmal an der Macht, tritt er
als Zerstörer auf. Die Würde des Amtes
bedeutet ihm wenig, er hat es mit seinen
kleinlichen Tweets, seinem proletenhaften
Auftreten vom ersten Tag an beschädigt;
er unterzeichnet einen im kleinen Kreis
ausgeheckten Präsidentenerlass nach dem
anderen: Mauerbau an der Grenze zu Me-
xiko, Einreiseverbot für Bürger sieben
muslimisch geprägter Länder, er hat damit
wütende Demonstrationen im eigenen
Land und auf der ganzen Welt provoziert,
und das Bild Amerikas hat sich einge -
dunkelt. 

Der Präsident redet von der Zweckmä-
ßigkeit des Folterns, in Telefongesprächen
droht er Mexikos Präsident, ihm die Armee
auf den Hals zu schicken, falls der nicht
endlich gegen die „bad hombres“, die bö-
sen Männer, bei sich zu Hause durchgreife;
mit dem australischen Premier streitet er
über Flüchtlingspolitik. Er will wohl das Pa-
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Präsidentenberater Bannon, Proteste in New York
Ein Mann vom rechten Rand ist nun Trumps offizieller Chefideologe 
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riser Klimaabkommen kündigen, den Streit
mit China suchen. Seine Leute attackieren
die Europäische Union, auch Deutschland.
Es wird ernst. Viel ernster geht es kaum.
Wie ein Tornado wütet Trump seit seinem
Amtsantritt in der Weltpolitik, ungefähr so
muss Stephen Bannon sich das vorgestellt
haben mit der Zerstörung. 

Es geht jetzt um viel. Es geht um die
Widerstandsfähigkeit der amerikanischen
Demokratie und ihrer Institutionen. Es
geht um die Frage, wie weit ein Mann
kommt, der die Grenzen der verfassungs-
mäßigen Macht des Präsidenten testet. Es
geht darum, ob Amerika, das Musterland
der Demokratie, anfällig ist für den neuen
Autoritarismus des 21. Jahrhunderts.

In diesem Kampf ist Stephen Bannon,
der Mann, der stets so weit am rechten
Rand stand, dass ihn das republikanische
Establishment für einen Spinner hielt, nun
hinter Trump der entscheidende Strippen-
zieher. All jene, die sich nach Trumps
Wahl damit beruhigten, dass am Ende Vi-
zepräsident Mike Pence der heimliche Re-
gent sein werde und alles schon nicht so
schlimm werde, haben sich getäuscht. Der
Chefideologe des Weißen Hauses ist nun
Stephen Bannon, seine Macht übersteigt
die des offiziellen Stabschefs Reince Prie-
bus, eines traditionellen Republikaners,
bei Weitem. „Amtsenthebung für Präsi-
dent Bannon!“, schrieben manche De-
monstranten diese Woche in New York auf
ihre Transparente.

Beunruhigend ist der Machtzuwachs
von Bannon auch, weil seine Anwesenheit
im legendären Situation Room eine Gren-
ze verwischt, die lange in der US-Politik
Bestand hatte. Sie trennte die Politstrate-
gen, die vor allem auf Umfragewerte ach-
ten, von denen, die vorrangig über die Si-
cherheit zu befinden haben, über das Le-
ben und Sterben von Soldaten. Trumps
Vorgänger im Amt wollten den Anschein
vermeiden, dass schwerwiegende Entschei-
dungen im Nationalen Sicherheitsrat be-
einflusst werden könnten von innenpoliti-
schem Kalkül. 

Diese Trennlinie hat Trump mit einer
Unterschrift beseitigt. Und damit nicht ge-
nug, er hat gleichzeitig zwei Experten aus
dem festen Kreis der Ratsmitglieder ent-
fernt: den Direktor der nationalen Sicher-
heitsdienste und den Generalstabschef,
den ranghöchsten Militär Amerikas.

Susan Rice, ehemalige US-Botschafterin
bei den Vereinten Nationen, nennt das
 Dekret „vollkommen verrückt“ und spot-
tet: „Wer braucht schon militärischen Rat-
schlag oder Geheimdienstinformationen,
um Entscheidungen über den ,Islamischen
Staat‘, Syrien, Afghanistan, Nordkorea zu
treffen?“

Zum inoffiziellen Kabinett Trumps ge-
hört neben Bannon noch ein zweiter Ste-
phen: Stephen Miller, Politikberater des

Präsidenten. Der Werdegang von Bannon
und Miller steht für bisher unvorstellbare
Karrieren, die unter Trump möglich ge-
worden sind. Doch so unglaublich der Auf-
stieg eines radikal rechten Publizisten zum
wichtigsten Einflüsterer im Staat ist – die
Geschichte Millers ist fast noch unglaub -
licher.

Eines Tages, im Vorwahlkampf in Flori-
da, schickte Trump Miller auf die Bühne,
um die Menge aufzuheizen. Es geschah
wohl aus Zufall, niemand weiß es mehr so
genau – doch Miller, ein Mann mit schma-
lem langem Schädel und hoher Stirn,
machte es so gut, auf eine so beängstigen-
de Weise gut, dass er von da an aus dem
Schatten trat. Vom Gehilfen im Hinter-
grund wurde er im Laufe der nächsten Mo-
nate zu einem von Trumps treuesten und
engsten Mitarbeitern. Und nun hat er mit
seinen 31 Jahren eine der mächtigsten
 Positionen der USA inne. 

Die Art und Weise, in der Miller die
Menge bearbeitete, hatte für viele Beob-
achter etwas Schauderhaftes. Immer wie-
der hetzte er sie auf: Er verteufelte die Eli-
ten im Land, die sich gegen das einfache
Volk verschworen hätten, die verantwort-
lich seien für offene Grenzen, Freihandels-

abkommen, die schrumpfende Mittel-
schicht. Drei Punkte, die in Millers, Ban-
nons und Trumps Weltsicht kausal mit -
einander verbunden sind.

Miller entstammt einer liberalen jüdi-
schen Familie aus Kalifornien, seine Kar-
riere hatte er im Senat begonnen, als einer
von vielen Juniorassistenten des stockkon-
servativen Senators Jeff Sessions, der nun
zum Entsetzen liberaler Bürgerrechtler
Trumps Justizminister werden soll. 

Für Trump hatte Miller den Laufbur-
schen gegeben, dann redete er in der drit-
ten Reihe mit, bis er sich mit seinen Hetz-
tiraden in Trumps innersten Kreis katapul-
tierte. Und nun ist dieser 31-Jährige, der
kaum politische Vorbildung besitzt, einer
der mächtigsten Männer im Staat.

Autokraten setzen auf Loyalität, natür-
lich. Der kluge Autokrat fördert jene, die
ihm treu sind, und doch gibt er selten je-
mandem die Gewissheit, uneingeschränkt
gehört zu werden. Den engsten Kreis zu
spalten, indem man seine Zuneigung mal
diesem und mal jenem schenkt, das ist ein
weiterer klassischer Zug des Autokraten.
Schon im Wahlkampf war die innere Zer-
strittenheit der Trump-Mannschaft legen-
där, jede Seite stach Interna über die Ge-
genseite an die offiziell doch so verhasste

Presse durch. So ist es nun auch wieder
im Weißen Haus.

Die Machtzentren bekämpfen einander,
da sind Bannon und Miller, da ist Trumps
Schwiegersohn Jared Kushner, dem
 manche einen mäßigenden Einfluss nach-
sagen, da ist die bisherige Sprecherin und
jetzige Sonderberaterin Kellyanne Con-
way, Schöpferin des Begriffs „alternative
Fakten“. Und da ist der frühere Chef des
Militärgeheimdienstes DIA, Trumps Si-
cherheitsberater General Michael Flynn,
der für Aussöhnung mit Putin plädiert.

Das vor allem ist das trumpsche Weiße
Haus, ein chaotischer Laden, aber mit ei-
ner klaren Mission: mit Trump die Verei-
nigten Staaten von Amerika radikal zu ver-
ändern. Sie sind keine Republikaner, sie
sind Trumpisten. Sie sind keine Konserva-
tiven, sie sind Nationalisten. Bannon ist
ihr Ideologe. Der vielleicht klügste – sicher
der gefährlichste.

Zusammen mit Miller hat er wohl
Trumps Antrittsrede geschrieben. Der
Hass auf das Establishment, der Slogan
„America first“, das Versprechen, dem
Volk die Macht zurückzugeben, der Arbei-
terklasse ihre Würde – all das war typisch
Bannon. Genauso wie die Begriffe vom
„Gemetzel“, das Kriminelle angeblich in
Amerikas Städten anrichten, und vom „ro-
ten Blut“, das Patrioten für ihr Vaterland
vergießen.

Bannon stammt aus kleinen Verhältnis-
sen, aus einer Familie irischer Einwanderer.
Sein Vater arbeitete für eine Telefonfirma.
Der Sohn kämpfte sich nach oben, war Of-
fizier auf einem Zerstörer, brachte es dann
bis ins Establishment, als Investmentban-
ker bei Goldman Sachs. Er machte Millio-
nen – um sich dann genau gegen das Esta -
blishment zu wenden, das ihn reich ge-
macht hat. Er übernahm die rechte Propa-
gandaseite Breitbart.com. 

Mit reißerischen Nachrichten baute er
sie ab 2012 zum Sprachrohr der rechten
Tea-Party-Bewegung und der alternativen
Rechten („Alt Right“) aus, bevor er seine
Chance sah, mit Trump an die Macht zu
kommen. Er brauchte jemanden wie
Trump, und Trump brauchte jemanden
wie ihn, der mit den neuen Medien Men-
schen manipulieren konnte. 

Es ist ein faustischer Pakt: Der Mephisto
Bannon hat seinen Dr. Faust Donald
Trump groß gemacht und ihn ins Weiße
Haus gelenkt. Nun erfüllt Trump Bannons
Plan. Der Milliardär sei ein „grobes Werk-
zeug in unserer Hand“ hat Bannon der
„Vanity Fair“ im vergangenen Sommer ge-
sagt. „Ich bin mir nicht sicher, ob er das
wirklich begreift oder nicht.“ Mit „uns“
meinte Bannon Amerikas neue Rechte,
Anhänger der Tea-Party-Bewegung, weit
rechts von der Mehrheit der Republikaner.

Es existiert der Mitschnitt eines 50 Mi-
nuten langen Bannon-Auftritts aus dem
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Sommer 2014, veröffentlicht von der Nach-
richtenseite BuzzFeed, in dem sein Gedan-
kengebäude zu erkennen ist. In einem
 Palast im Vatikan trafen sich damals Ver-
treter der religiösen Rechten in Europa.
Bannon, der Katholik, wurde per Skype
zugeschaltet.

Am nächsten Tag, vor genau 100 Jah-
ren, so begann Bannon, habe das Attentat
von Sarajevo den Ersten Weltkrieg aus-
gelöst. „Bis zu dem Tag gab es Frieden,
Handel, Globalisierung, Technologietrans-
fer ... Sieben Wochen später trugen fünf
Millionen Männer Uniform, innerhalb
von 30 Tagen gab es dann über eine Mil-
lion Tote.“ 

An einem solchen Punkt, am Anfang ei-
nes „brutalen und blutigen Konflikts“, ste-
he die Welt jetzt wieder. Schuld sei „eine
Krise unserer Kirche, eine Krise des Glau-
bens, eine Krise des Westens, eine Krise
des Kapitalismus“. 

Der Kapitalismus sei zur Vetternwirt-
schaft der Elite verkommen und schaffe
nur noch Reichtum für das Establishment,
sagte Bannon, er wisse, wovon er rede. Es
brauche dringend eine Renaissance des
„erleuchteten Kapitalismus des jüdisch-
christlichen Westens“, mit Unternehmern,
die Arbeitsplätze und Wohlstand für alle
schaffen. 

Die zweite Gefahr sei die Säkularisie-
rung. Junge Leute unter dreißig würden
an nichts mehr glauben. Man müsse für
gesellschaftliche Werte kämpfen, Sprach-
rohr sein für die traditionelle Ehe, gegen
Abtreibungen.

Die dritte Gefahr, vielleicht die größte,
so predigte Bannon vom Bildschirm aus,
sei der Islam: „Wir sind im Krieg gegen den
islamistischen Faschismus.“ Die Regierun-
gen aber seien dabei, ihn zu verlieren. 

Es brauche nun einen „populistischen
Aufstand“ der „arbeitenden Männer und
Frauen“, um die Wall Street und den Islam
zugleich zu bekämpfen, eine internationa-
le Tea-Party-Bewegung – nach Vorbild der
rechtspopulistischen Ukip-Partei in Groß-
britannien, die er gut kenne. Die Republi-
kaner in den USA hingegen seien „Betrü-
ger-Kapitalisten“. 

Eine Internationale der Populisten, der
Hass auf Eliten, die Berufung auf das ar-
beitende Volk, ein gemeinsamer Feind, nur
diesmal sind es nicht die Juden, sondern
die Muslime – all das klingt, als wären
 Bannon und mit ihm Trump Faschisten.
Ist das so? 

Die Zeiten sind andere, die Mittel, Wege
und Ziele auch. Es braucht keine Massen
mehr in braunen Hemden, es gibt auch
keinen schreienden Goebbels mehr. Die
Massen sind heute im Internet, sie lesen
Breitbart, folgen Trump auf Twitter. Die
Erscheinungsformen sind modern, auch
das Gedankengut wurde modernisiert.
Aber die alte Haltung dahinter, sie scheint
tatsächlich wieder da zu sein.

Der konservative Autor David Frum,
einst Redenschreiber von George W. Bush,
warnt in einer Analyse für den „Atlantic“
davor, dass Trump die USA in eine Auto-
kratie verwandeln könnte – das Vorbild
wäre eher Viktor Orbán in Ungarn als
Adolf Hitler. Es gebe Wahlen in Ungarn,
frei, wenn auch „nicht ganz fair“, der Über-
gang in den Totalitarismus verlaufe gewalt-
los, nicht einmal dramatisch.

Oppositionelle würden nicht ermordet,
sondern nur kaltgestellt. Unterstützer wür-
den reich, Gegner blieben arm. Auch Prä-
sident Trump kann Jasager ernennen, Kri-
tiker kaltstellen, vor allem in den höchsten
Ebenen des Staates. Und er selbst könne

sich weiter bereichern, schließlich sei
Trump schon jetzt dabei, Geschäft und Re-
gierung „in einem Maß zu vermischen, das
eher an die Führer postsowjetischer Repu-
bliken erinnert“. Trump hasse die Presse,
er verbiege die Wahrheit. „Freiheit in ei-
nem modernen Staat wird nicht durch
Zwang und Gewalt bedroht, sondern durch
den langsamen, demoralisierenden Prozess
von Korruption und Betrug.“

In vielen Teilen der Welt erlebt die so-
genannte „illiberale Demokratie“ ein
Comeback, die autoritäre Demokratie, in
der ein Regent zwar mehr oder weniger
frei gewählt wird, in der aber die Grund-
rechte der Bürger eingeschränkt sind und
der Machtwechsel erschwert wird, in der
die Meinungsfreiheit und die Presse unter
Druck geraten, in der Minderheiten ihren
Schutz verlieren und die Gewaltenteilung
ganz oder teilweise aufgehoben wird. 

Man kennt das aus Russland, der Türkei,
aber auch aus lateinamerikanischen Staa-
ten wie Venezuela. Dort hatte der damali-
ge Präsident Hugo Chávez Herrschaftstech-
niken verwendet, die man sich auch bei
Trump vorstellen kann – in einer wöchent-
lichen Fernsehsendung feuerte er live Mi-
nister, die seinen Ansprüchen nicht genüg-
ten, er beschenkte arme Familien mit
 Häusern oder überhäufte seine politischen
Gegner mit Beleidigungen.

Doch ist es wirklich möglich, dass solche
Herrschaftsformen nun die liberalen De-
mokratien des Westens infizieren? Der Po-
litikwissenschaftler Shadi Hamid, der sich
mit islamistischen Bewegungen und illibe-
raler Demokratie im Nahen Osten beschäf-
tigt hat, sieht Parallelen zwischen Trumps
ethnonationalistischer Wählerschaft und
den Anhängern islamistischer Parteien in
Tunesien oder Ägypten: Auch dort haben
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zumeist einfache Menschen, die liberale
Werte nicht teilen, durch eine Volkswahl
zwischenzeitlich einen neuen Typus Poli-
tiker an die Macht gebracht. 

Die Zerstörungswut der Trump-Bewe-
gung kann zu einem großen Test für Ame-
rika werden, ein Land, in dem die liberalen
Kräfte so gut organisiert sind, dass sie sich
nicht kampflos ergeben werden. Eric
Schneiderman, Generalstaatsanwalt des
Bundesstaats New York, sagt bereits,
Trump habe „keinen Respekt vor dem Ge-
setz“. Das Land stehe vor einer „Heraus-
forderung für die Verfassung“.

Das erste Opfer ist der Regierungsappa-
rat in Washington. Trumps Viererbande
im Weißen Haus hat die Spuren der Vor-
gängerregierung von Barack Obama schon
so gut wie ausradiert. Die amtierende Jus-
tizministerin wurde blitzartig gefeuert,
weil sie Trumps Einreiseverbot für geset-
zeswidrig hielt. Hochrangige Beamte wur-
den entlassen oder haben aufgegeben. 

Ganze Flure in Ministerien sind leer, Er-
satz gibt es noch nicht. Trump ist im Wahl-
kampf angetreten, der Hauptstadt den
Kampf anzusagen, den „Sumpf auszu-
trocknen“. Er hält Wort. Nirgendwo war
dies besser zu beobachten als vergangene
Woche im Außenministerium. Bisher galt
eine ungeschriebene Regel: Die neue Füh-
rung arbeitet mit dem Apparat wenigstens
in der Übergangszeit zusammen, damit
Wissen weitergegeben werden kann, erst
dann folgen Personalwechsel. Doch Trump
ignorierte den Brauch. In der vergangenen
Woche musste fast die gesamte Leitungs-
ebene des Außenministeriums zurücktre-
ten, darunter Staatssekretär Patrick Ken-
nedy und drei weitere Führungskräfte. Sie
hatten schon unter Republikanern und De-
mokraten gearbeitet. 

„Niemand weiß, wie es weitergeht“, sagt
ein Topbeamter. „Es geht nicht um Schick-
sale von Einzelnen. Meine Sorgen drehen
sich darum, wo das Land hinsteuert.“ Von
Gewissensbissen berichtet ein Kollege. Soll
man aufgeben, wenn das Land in eine fal-
sche Richtung treibt? Oder bleiben und
versuchen, die Folgen abzumildern?

Ken Gude, Experte für nationale Si-
cherheit beim linksliberalen Washing-
toner Thinktank „Center for American
Progress“, hält Trumps Form der Macht-
ergreifung für gefährlich. Die neue Regie-
rung „versuche, die klassischen Bereiche
der Exekutive kaltzustellen, ob im Natio-

nalen Sicherheitsrat oder in anderen Ab-
teilungen. Man sieht das an der Art und
Weise, wie nun erste Dekrete umgesetzt
wurden: Ein kleiner Kreis um Trump und
Bannon entscheidet und schließt alle lei-
tenden Regierungsmitglieder aus. Die
wurden noch nicht einmal über den Inhalt
der neuen Anordnungen informiert, be-
vor diese herausgegeben wurden. Noch
nie hatten wir einen Präsidenten, der ge-
zielt vorhat, den Regierungsapparat selbst
zu umgehen“.

Gude hält Bannon auch aus anderen
Gründen für unberechenbar: „Er hat eine
Vision. Er sieht die Welt ähnlich wie der
‚Islamische Staat‘, nur aus der entgegenge-
setzten Perspektive.“ Bei Bannon drehe
sich alles um einen Kampf zwischen den
Kräften der christlichen und jenen der is-

lamischen Welt. „Auf diese Konfrontation
bereitet er sich vor.“

Nicht nur der Apparat in Washington
muss nun mit Trump und Bannon leben,
auch andere Länder spüren die Schockwel-
len des Machtwechsels – und müssen sich
mit Trump-Leuten arrangieren. 

Im weit entfernten Großbritannien lehnt
sich Ted Malloch in einem grünen Polster-
sessel zurück und blickt aus dem Fenster.
Die Themse fließt träge an der Henley
Business School westlich von London vor-
bei, es nieselt. Malloch nippt an seinem
Kaffee und sagt, sein BBC-Interview vor
Kurzem, das sei vielleicht nicht diploma-
tisch genug gewesen. 

Malloch, der davon ausgeht, US-Bot-
schafter bei der EU zu werden, zündete
bereits vorab eine Bombe: Er habe früher
mal auf einem diplomatischen Posten
„beim Untergang der Sowjetunion mitge-
holfen“, sagte er der BBC. Nun müsse er
wohl „eine andere Union zähmen“ – die
Europäische Union.

Die Empörung in Brüssel ist seither
groß, im Europaparlament forderten die
wichtigsten Parteien, Malloch die Akkre-
ditierung als Botschafter zu verweigern.
Malloch, Spross der Präsidentendynastie
der Roosevelts und derzeit Professor, hatte
bereits im Januar sein Vorstellungsge-
spräch bei Donald Trumps Übergangs-
team. 

Dabei kennen sich Trump und Malloch
seit 20 Jahren. Schon zu Beginn des Wahl-
kampfs beriet Malloch Trump in außen-
und wirtschaftspolitischen Fragen. Und
Stephen Bannon kennt er noch aus der
Zeit, als der damalige Breitbart-Chef ihn
um Interviews bat. 

„Viele haben ein falsches Bild von ihm.
Er ist ein kluger Typ“, sagt Malloch:
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Berater Conway, Miller: Autokraten setzen auf Loyalität 
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Einfluss? 

Die Zerstörungswut der
Trump-Bewegung kann 
zu einem großen Test für
Amerika werden.



Titel

„Trump hat die Ideen, Bannon liefert das
größere Ganze, die Taktik und mehr.“ 

Malloch hat an der Wall Street gearbei-
tet und bei der Uno in Genf, man kann
vielen von Trumps Leuten unterstellen,
von der Welt wenig Ahnung zu haben.
Malloch sicher nicht. 

„Es deuten sich richtungsweisende Ver-
änderungen im Verhältnis der USA zu
Europa an“, sagt er. Washington sei
 vorsichtig geworden, was internationale
Organisationen angeht, so formuliert er
das, weil er ja diplomatischer werden will.
„Aus Sicht der USA ist es oft besser, mit
den einzelnen Staaten der EU bilateral
zusammenzuarbeiten. Offen gesagt, be-
finden sich die USA dann auch im
 Vorteil.“ 

Der Euro werde in vielleicht anderthalb
Jahren auseinanderbrechen – er sei ein
„fehlerhaftes Experiment gewesen. Wenn
ich am Handelsdesk einer Investmentbank
sitzen würde, würde ich gegen den Euro
wetten“, sagt er. Und wie Trump glaubt
Malloch, dass der Brexit nicht der letzte
Austritt eines Landes aus der EU sein wer-
de. „Wenn Sie sich in Europa umschauen,
können Sie fast schon zwei beliebige Buch-
staben vor das Wort Exit setzen.“

Malloch weiß, wie Trump denkt. Im Sys-
tem Trump ist alles auf Schnelligkeit und
Effekt getrimmt: ein starker Präsident, we-

nig Kontrolle, viel Zynismus – Trump ist
das Gegenmodell zur EU. Das ist heikel,
gerade jetzt, denn die Risse in der Union
werden ja größer. Finanzkrise, Flüchtlings-
krise, der Brexit schwächen die Union.
Und jetzt auch noch Trump. 

Für Donald Tusk, EU-Ratspräsident, ist
der US-Präsident einer der Unsicherheits-
faktoren für die Zukunft Europas, neben
China, Russland, dem radikalen Islam,
Krieg und Terror: Die neue Regierung in
Washington scheine „die vergangenen 
70 Jahre der amerikanischen Außenpolitik
infrage zu stellen“.

Applaus bekommt Trump dagegen von
Rechtspopulisten auf dem ganzen Konti-
nent. Ungarns Autokrat Viktor Orbán und
der starke Mann in Polen, Jarosław
Kaczyński, standen bislang in Europa am
Rande, das ist jetzt vorbei. Trumps Wahl
sei ein „Grund zur Hoffnung“, so Orbán.
„Er hat gesagt, dass es das Recht aller Na-
tionen ist, ihr eigenes Interesse voranzu-
stellen.“ 

Trump versucht, gezielt Keile in die Uni-
on zu schlagen. Sein Handelsberater warf
Deutschland vor, andere Euroländer und
die USA mithilfe eines deutlich unterbe-
werteten Euro auszuplündern. Unterdes-
sen verließen Trump, der den Brexit für
großartig hält, und die britische Premier-
ministerin Theresa May händchenhaltend

das Weiße Haus – es war „das beste erste
Date aller Zeiten“, sagt Malloch. 

Trumps Leute verachten internationale
Organisationen, sie hassen multilaterale
Abkommen – und das Wichtigste für die
Zukunft der Menschheit werden sie wohl
zerstören. Dafür war bis vor Kurzem unter
anderem Myron Ebell zuständig, 64, in
Trumps Übergangsteam der Mann für die
Umwelt. Oder eher gegen die Umwelt. In
den vergangenen Wochen hat er daran ge-
arbeitet, die Umweltschutzbehörde Ame-
rikas, die Epa, gleichzuschalten, kleinzu-
hauen. Den Klimawandel hält er für ein
Hirngespinst, Umweltschutz für wirtschafts-
feindliches Teufelszeug. Wissenschaftler,
die den Klimawandel protokollieren und
jene, „die herausgefunden haben, wie man
mit dieser Idee reich wird“, hätten sich zu
einem „klima-industriellen Komplex“ ver-
schworen. 

Jahrelang hat Ebell die amerikanische
Umweltschutzbehörde vor Gericht be-
kämpft, nun will er sie von 15000 auf 5000
Mitarbeiter verkleinern, den Rest soll nach
Trumps Wünschen der Anwalt Scott Pruitt
leiten. Auch er hält den Klimawandel für
eine Erfindung. 

Werden sich die USA also aus dem Pa-
riser Klimaabkommen zurückziehen, so
wie es Trump angedroht hat? Ende Januar
haben die Republikaner schon mal den
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Trump-Poster in Los Angeles: „Niemand weiß, wie es weitergeht“ 



Entwurf für ein Gesetz eingebracht, das
alle Zahlungen der USA an den Welt -
klimarat, die Uno-Klimarahmenkonven -
tion und den Grünen Klimafonds verbie-
ten würde. Da sie in beiden Kammern des
Kongresses die Mehrheit stellen, dürfte es
bald unterschriftsreif sein. 

Langwieriger würde der Ausstieg aus
dem Pariser Klimaabkommen. Unmöglich
ist er nicht. Viele können sich nicht vor-
stellen, dass eine US-Regierung unter
Trump ihre Zusagen zum Klimaschutz ein-
halten werde. 

Ohne die USA aber wird das Pariser Ab-
kommen kaum funktionieren. Trump hätte
dann erreicht, was er auf Twitter ange-
droht hat: „Dieser äußerst teure KLIMA-
WANDEL-BULLSHIT muss aufhören.“ 

Stoppen kann den Präsidenten niemand.
Die Demokraten haben bei der Wahl das
Weiße Haus verloren, und die Republika-
ner haben die Mehrheit in beiden Kam-
mern des Kongresses. 

Die Demokraten könnten aber versu-
chen, die Ernennung des neuen, sehr kon-
servativen Verfassungsrichters Neil Gor-
such zu verhindern, den Trump nominiert
hat. Richter am Supreme Court amtieren
auf Lebenszeit, Gorsuch ist 49 Jahre alt,
er würde Amerikas Politik wohl noch auf
Jahrzehnte hinaus beeinflussen können.
Aber für seine Urkunde braucht der Kan-
didat in diesem Fall 60 Prozent der Stim-
men im Senat. Sollten die Demokraten
blockieren, so sagte Trump, müssten die
Republikaner sofort die „Nuklear-
Option“ nutzen: Mit ihrer Mehrheit
könnten sie dann die Abstimmungs-
regeln ändern. Die Demokratie
nähme zwar Schaden, aber dafür
reichte eine einfache Mehrheit. 

Sollte in den nächsten Jahren ein
weiterer Richterplatz frei werden,
wäre das die Chance für die Kon-
servativen, den Gerichtshof auf
Jahrzehnte hinaus zu prägen – und
etwa den ewigen Streit um das Ab-
treibungsrecht zu entscheiden.

Vermutlich könnten nur die Re-
publikaner Trump wirklich zäh-
men, vielen im Establishment der
Partei ist der Außenseiter suspekt.
Aber ihre Partei hat mit Trump und
Bannon einen historischen Sieg ein-
gefahren. Und hat gewonnen, ob-
wohl die Demoskopen seit Jahren
voraussagten, dass die Demokraten
aufgrund des demografischen Wan-
dels und der Einwanderung auf
eine Mehrheit zusteuerten, die
kaum zu brechen wäre. Trump und
sein Mephisto Bannon haben das
Gegenteil bewiesen, weil weiße Ar-
beiter massenweise zu ihnen über-
gelaufen sind.

So konnte Trump die Partei ka-
pern. Seine und vor allem Bannons

Ideen widersprechen vielen Grundwerten
der Konservativen. Doch die stecken in ei-
ner Falle. Sie erhoffen sich von Trump, dass
er ihre Wünsche wahrmachen werde: De-
regulierung der Industrie, ein gestärktes
rechtes Lager am Obersten Gerichtshof,
das vor allem. 

Und während Trump laut Umfragen als
unbeliebtester Präsident seit Jahrzehnten
beginnt, heißt doch die republikanische
Wählerbasis seine Politik gut. Somit wur-
den die Republikaner zu Trumps Geiseln.
Einige wollen 2018 wiedergewählt werden.
Wer bis dahin aufmuckt, dem wird Bannon
womöglich einen Gegenkandidaten aus
den eigenen Reihen in den Wahlbezirk
schicken. 

Nicht einmal mehr Paul Ryan, Sprecher
des Repräsentantenhauses, der sich im
Wahlkampf noch deutlich gegen Trump
stellte, traut sich, das Anti-Muslim-Dekret
zu kritisieren. 

Einen „faustischen Handel“ nennt der
konservative Kolumnist David Brooks das
Einknicken der Republikaner in der „New
York Times“. Die ersten zehn Tage Trump
hätten gezeigt: Der Preis für den Wahlsieg
sei zu hoch, er werde die Republikaner
auf Dauer ihre Seele kosten. In einem
scharfen Text schrieb Brooks von einer
„ethnisch-nationalistischen“ Regierung. 

Die Bannon-Leute hätten die Oberhand,
ihre Inkompetenz sei „eine Gefahr für
alle“. Sie seien weniger eine Regierung,
vielmehr „eine kleine Clique von Bloggern

und Tweetern, die in keiner Verbindung
zu den Leuten stehen, die ihnen helfen
sollten, ihre Pläne in die Tat umzusetzen“.

Bannons Truppe verbreite einen „bigot-
ten Gestank“, der an jedem haften bleibe,
der den rechten Amateuren zu nahe kom-
me. Trumps Regierung sei eine Gefahr für
die Partei und die Nation – und wie zu
Zeiten des Republikaners Richard Nixon
stünden die Parlamentarier vor der Wahl,
sich gegen den Präsidenten zu stellen oder
mit seinem teuflischen Gestank zu leben.

Die meisten Republikaner sind offen-
kundig gewillt, sich die Nase zuzuhalten. 

Nur zwei prominente Konservative le-
gen sich immer wieder mit Trump an: die
Senatoren Lindsey Graham und John
McCain. Beide sind seit Jahren im Amt
und werden noch einige Jahre bleiben, bei-
de sind furchtlos. Doch damit sind sie ziem-
lich allein. 

Zu beobachten ist dafür die Geburt ei-
ner neuen liberalen Bürgerbewegung, die
im ganzen Land demonstriert, zu sehen
ist eine Repolitisierung der Gesellschaft,
der Jugend, wie zuletzt in den Sechziger-
und Siebzigerjahren. Die Frage ist, wer
nun den längeren Atem hat, die Verteidi-
ger der liberalen Werte auf der Straße oder
die nationalistischen Revolutionäre im
Weißen Haus. Der Kampf dieser Lager
könnte Amerika in den nächsten Jahren
prägen, aber es ist schwer vorherzusagen,
mit welchen Mitteln ein so narzisstisch ver-
anlagter Präsident wie Donald Trump auf

dauernde Demonstrationen gegen
sich zu reagieren vermag. Und
noch schwieriger ist vorherzusagen,
wer den Kampf um die Herzen je-
ner Menschen gewinnt, die am
Ende über Trumps Wiederwahl ent-
scheiden: die enttäuschten weißen
Wähler im Mittleren Westen, die
im November scharenweise den
 Demokraten den Rücken gekehrt
haben.

Doch die Widerständler sind
nicht nur linke Demonstranten
oder demokratische Politiker, es
gibt noch ein anderes Nest sehr ein-
flussreicher Gegner, weit weg von
Washington, an der Westküste, im
Silicon Valley. Vor dem kaliforni-
schen Hauptquartier von Google
demonstrierten am Montag Inge-
nieure und Programmierer, schwenk-
ten Protestschilder, skandierten
Anti-Trump-Parolen. 

Angeführt wurden sie von Ser-
gey Brin, Mitgründer des Konzerns,
einst als Sechsjähriger in die USA
emigriert, „selbst ein Flüchtling“
und nun „zutiefst aufgebracht“
über die Politik des Präsidenten. 

Auch wenn der Schock über die
Wahl von Trump tief saß im links -
liberalen Kalifornien, hatten sich
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Bill Clinton, 1. Amtszeit

Bill Clinton, 2. Amtszeit

George W. Bush, 1. Amtszeit

George W. Bush, 2. Amtszeit

Barack Obama, 1. Amtszeit

Barack Obama, 2. Amtszeit

Donald Trump

Trumps Umfragewerte
im Vergleich zu denen seiner Vorgänger
Befragung jeweils wenige Tage nach Amtsantritt, in Prozent

5820

6031

5725

5740

6713

5343

45

13

89

47

unzufrieden zufrieden mit der Amtsführung

Quelle: Gallup

Zustimmungsrate unter den Anhängern der

Demokraten

Republikaner
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Im Zeitalter von Trump ändert sich
das Leben als Korrespondent im Wei-
ßen Haus, die Arbeit und das eigene

Privatleben lassen sich nicht mehr so
einfach trennen wie zuvor. So wache
ich nun jeden Morgen auf und scanne
als Erstes mein iPhone, um die neuesten
Tweets von Donald Trump über meine
Zeitung und ihre Berichterstattung zu
lesen. Ich werde selten enttäuscht. 

Am 28. Januar twitterte Trump: „Die
Versager der ,New York Times‘  haben
sich von Anfang an in mir getäuscht.
Sagten voraus, ich würde die Vorwahlen
verlieren, genauso wie die Wahl. FAKE
NEWS!“ 

An einem anderen Morgen hieß es:
„Die Versager der ,New York Times‘
 haben gerade verkündet, dass es seit 
15 Jahren noch nie so viele Beschwer-
den über sie gegeben habe wie heute.
Ich kann das gut verstehen – aber wa-
rum verkündet man so was?“

Und dann gab es noch einen Tweet:
„Jemand mit Begabung und Überzeu-
gung sollte FAKE NEWS und die Versa-
ger der ,New York Times‘ kaufen und
sie entweder korrekt betreiben oder mit
Würde abwickeln!“ 

Dieser letzte Tweet traf uns hart:
Trump kritisierte nicht nur wie üblich
unsere Berichterstattung. Ohne seinen
Ton zu ändern, schlug er vor, die „New
York Times“ vom Markt zu nehmen.

Die gute Nachricht dabei lautet: Uns
scheinen Trumps Attacken gutzutun.
Am 2. Februar verzeichnete die „Times“
276000 neue Digitalabonnenten im vier-
ten Quartal 2016 – eine Welle von neu-
en Lesern, die wir der Wahl Trumps zu
verdanken haben. Die Zeitung konnte
mehr Abonnenten innerhalb von drei
Monaten gewinnen als in den beiden
Jahren 2013 und 2014 zusammen.

Unsere Herausgeber haben auf diesen
enormen Anstieg mit dem Versprechen
geantwortet, ausführlich, skeptisch und
ohne Angst über Donald Trump zu be-
richten. Die Zeitung hat unser Team im
Weißen Haus von vier auf sechs Korres-
pondenten aufgestockt. Wir haben in un-
serem Washingtoner Büro eine Investiga-
tiveinheit geschaffen, die nichts anderes
tun soll, als sich eingehend mit Trumps
früheren Geschäften zu befassen. 

Trotz alledem ist klar, dass für die
Medien und das Weiße Haus eine neue,
beunruhigende Ära angebrochen ist –
geprägt von Spannungen, gegenseitigen
Verdächtigungen und gelegentlich auch
theatralischer Feindschaft. 

„Die Medien sind hier die Oppositi-
onspartei“, erklärte Trump-Berater Ste-
phen Bannon in einem Interview mit
unserer Zeitung. „Sie verstehen dieses
Land nicht. Sie haben immer noch nicht
begriffen, warum Donald Trump Präsi-
dent der Vereinigten Staaten ist.“ Dann
empfahl er: „Die Medien sollten sich
schämen, demütig den Mund halten und
eine Weile einfach nur zuhören.“

Die Beziehungen zwischen dem
 amerikanischen Präsidenten und der
Presse waren nie einfach: Richard
 Nixon führte eine Liste seiner Gegner,
auf der auch die Namen von Reportern
standen. Bill Clinton sah sich von der
Presse unfair behandelt, und Barack
Obamas Justizministerium machte Jagd
auf Staats bedienstete, die sicherheits -
relevante Storys an Journalisten ge -
leakt hatten.

Nie zuvor hat jedoch ein Präsident
die Diffamierung der Presse so ins Zen-
trum seiner politischen Strategie ge-
rückt wie Donald Trump. Während des
Wahlkampfs war seine Medienschelte
der Dauersound: Journalisten seien un-
ehrlich, man könne ihnen nicht vertrau-
en. Einzelne Pressevertreter nahm er
sich besonders vor. Auf gemeinste Art
und Weise machte er sich über einen
 behinderten Kollegen lustig. Die Rech-
nung ging auf. Die öffentliche Zustim-
mung für Nachrichtenmedien sank auf

ein historisches Tief, während Donald
Trump wider alle Erwartung als Sieger
ins Weiße Haus einzog.

Auch dort schimpft er weiter auf uns
wie zuvor: „Ich denke, die Medien sind
in vieler Hinsicht Oppositionspartei“,
kommentierte er gegenüber dem „Chris-
tian Broadcasting Network“ die Bemer-
kungen seines Beraters Bannon. „Damit
meine ich nicht alle Medien, doch viele
von ihnen. Da gibt es Unehrlichkeit, ab-
soluten Betrug und Täuschung. Insofern
sind sie auch Oppositionspartei.“

Trumps Ausbrüche sind mehr als nur
Show. Er weiß, dass er damit bei seiner
Wählerbasis ankommt. Er präsentiert
 ihnen die Presse als Stütze ebenjenes
Establishments, das zu stürzen er doch
gewählt wurde.

Tatsächlich ist seine Beziehung zu
Journalisten natürlich weitaus kompli-
zierter. Während seiner ganzen Karriere
als Unternehmer profitierte Trump von
der Aufmerksamkeit der Medien. Ob als
Immobilieninvestor, Reality-TV-Star
oder politischer Führer der freien Welt.
Trump liebte Schlagzeilen. Sein Hunger
nach Medienpräsenz war unersättlich,
selbst als er schon so berühmt war, dass
man ihn nur noch „The Donald“ nannte. 

Als 23-jähriger Reporter für die „New
York Times“ recherchierte ich 1989 für
einen Artikel über Trumps damaligen
Versuch, die von der Fluggesellschaft

„Wickelt sie mit Würde ab“
Medien „New York Times“-Journalist Mark Landler über eine neue Ära der Berichterstattung
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Presseraum im Weißen Haus: „Wir werden niemals den Mund halten“  



viele der Konzernführer und Ingenieure,
Gründer und Programmierer bislang zu-
rückgehalten mit Angriffen auf den neuen
Präsidenten. Vor allem aus Pragmatismus:
Trump würde sich schon nicht anlegen mit
der Vorzeigebranche des Landes, so dach-
ten sie. 

Aber das Einreiseverbot für Muslime än-
derte alles, denn viele der führenden Köp-
fe im Silicon Valley sind Einwanderer oder
Kinder von Einwanderern. Angefangen
mit Apple-Gründer Steve Jobs, Sohn eines
syrischen Immigranten, der 1954 in die
USA geflohen war. 

Quer durch das Silicon Valley formierte
sich in den vergangenen beiden Wochen
die neue Bewegung „Tech against Trump“,
zahlreiche Unternehmen verurteilten das
Einreiseverbot öffentlich. Netflix-Chef
Reed Hastings sagte, Trumps Dekrete sei-
en „so unamerikanisch, dass es uns alle
schmerzt“. 

Microsoft nannte Trumps Vorgehen
„fehlgeleitet“. Der Taxidienst Lyft kündig-
te an, eine Million Dollar an die Bürger-
rechtslobby Aclu zu spenden. 

Der Widerstand der Tech-Firmen ist
auch getrieben von der Angst um die
Grundlage ihres Geschäftsmodells. Digita-
lisierung und Globalisierung gingen bis-
lang Hand in Hand. Protektionismus und
eine nationalistische Agenda bedrohen fast
alle, egal ob Google, Apple oder Airbnb. 

Über Jahre hinweg haben die Technolo-
gie-Vordenker sich als zentrale Kraft des
gesellschaftlichen Fortschritts positioniert.
Trumps Politik der geschlossenen Grenzen
empfinden sie als „eine direkte Behinde-
rung unserer Mission“, so Airbnb-Chef
 Brian Chesky vergangene Woche in einem
Memo an die Mitarbeiter. Airbnb bietet
Flüchtlingen nun kostenlose Übernachtun-
gen an.

Was aber passiert mit dieser liberalen,
progressiven Weltsicht nun unter Trump,

der das Gegenteil will, nämlich weniger
Freiheit? 

Was Trumps Chefstratege Bannon von
all den Tech-Ausländern hält, machte er
schon vor der Wahl klar: Mit der IT-Bran-
che könne etwas nicht stimmen, „wenn
zwei Drittel der CEOs aus Südasien oder
Asien stammen“ – eine Zahl, die bei Wei-
tem nicht zutrifft. Dennoch arbeite die
neue Regierung bereits daran, das Arbeits-
visum-Programm für ausländische Fach-
kräfte einzuschränken, heißt es im Valley.
Bannon und Trump würden so auch Apple
und Co. zwingen, vor allem Amerikaner
einzustellen. 

Das Ganze mutet bizarr an. Vor zwei
Wochen regierte noch ein schwarzer Präsi-
dent im Weißen Haus, Barack Obama. Es
war ihm wichtig, die 1,6 Milliarden Musli-
me weltweit nicht allesamt für den Terror
der Islamisten verantwortlich zu machen.
Er wollte die USA nicht abschotten, er setz-
te den Weltklimavertrag durch, er respek-
tierte die EU und sagte Angela Merkel zum
Abschied, dass sie wohl jetzt die Führungs-
rolle der freien Welt übernehmen müsse.

Ist das alles wirklich erst zwei Wochen
her?

Markus Becker, Uwe Buse, Clemens Höges, 
Peter Müller, Gordon Repinski, 

Mathieu von Rohr, Thomas Schulz
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Präsident Trump: Eine Gefahr für die Partei und die Nation 

Eastern Air Lines übernommenen
Kurzstrecken als „Trump Shuttle“ zu
vermarkten. Es dauerte keinen Tag,
und ich saß ihm in seinem Büro in der
26. Etage des Trump Tower gegen-
über. Nach Erscheinen meines Textes
hatte ich keine Probleme, Rückrufe
von ihm zu bekommen. 

Donald Trump und die „New York
Times“ verbindet eine Hassliebe. Bei
einem Besuch in unserer Redaktion
im November rief er begeistert aus:
„Die ,Times‘ ist ein großartiges, großar-
tiges amerikanisches Juwel. Ein  Juwel
für die Welt. Ich hoffe, wir kommen
miteinander aus.“ Letzteres bleibt ab-
zuwarten. Unsere Redak teure werden
weiterhin offensiv über Trump berich-
ten. Wie es auch CNN und die „Wa-
shington Post“ tun, die aufsehenerre-
gende Recherchen über Trumps wohl-
tätige Stiftung veröffentlichten. 

Zum Wesen der „White House“-
 Korrespondenten gehört, dass Präsi-
dent Trump sich mit einem streit -
willigen, unnachgiebigen Pressekorps
aus einandersetzen muss. Wir werden
ihm keine Ruhe lassen, seine Politik
hinter fragen, seine Geschäftskonflikte
ergründen, Dissens in seinem Team
aufdecken und seine Leistungen be -
urteilen. Die Presse wird niemals, 
wie Bannon es vorschlägt, den Mund
halten.

Allerdings ist Donald Trump nun
nicht länger ein Kuriosum, ein karne-
valistischer Clown, der den Kampa-
gnenzirkus anführt. Er ist jetzt Com-
mander in Chief und verfügt über die
enormen Ressourcen der Regierung
der Vereinigten Staaten. Sein Umgang
mit den Medien wird nicht nur die Be-
richterstattung über ihn beeinflussen,
sondern Konsequenzen für die Zu-
kunft der unabhängigen Presse Ame-
rikas haben. 

Für den aktuellen Präsidenten wird
es – wie für seine Vorgänger – an-
strengend sein, unter permanenter Be-
obachtung zu stehen. In seiner zwei-
ten Woche im Amt flog er, ohne die
Presse vorab zu informieren, zur Do-
ver Air Force Base in Delaware, um
einem Navy Seal die letzte Ehre zu er-
weisen, der im Jemen ums Leben ge-
kommen war. Der Präsident ging über
den Südrasen des Weißen Hauses zur
Marine One und hob ab, ohne zu sa-
gen, wohin – das genügte, um die Re-
porter zu aufgeschreckten Meldungen
zu veranlassen.

Donald Trump, für den keine Publi-
city immer schlechte Publicity war,
begreift vielleicht gerade, wie hoch
der Preis dafür ist, ständig im Schein-
werferlicht zu stehen.
Aus dem Englischen von Lilian-Astrid Geese

Video: Wie New Yorks Hipster
gegen Trump protestieren

spiegel.de/sp062017trump
oder in der App DER SPIEGEL
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